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Der Minister 
Gesundheit und Soziales ~ 
Ministerium für Arbeit, a 
des Landes Nordrhein-Westfalen « 

Ministerium für Arbeit; Gesuridheit und Soziales Nordrhein-Westfalen, 40190 DOsseidorf 

An den 
Präsidenten 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper Md~, 

Düsseldorf 

für den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Gemeinsames LandEJsgremium .,ach § 90a8GB V 

- 8achstand und aktuelle Entwicklungen 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

in der 17. Sitzung des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

am 14. März 2018 hatte die Abgeordnete Ang~la Lück von der SPD­

Fraktion das MAGS geb.eten, dem Ausschuss einen aktuellen Bericht 

zum Sachstand und den aktuellen Entwicklungen im Gemeinsamen 

Landesgremium nach § 90a SGB V zuzuleiten. 

Dieser Bitte komine ich mit dem beigefügten Bericht gerne nach und 
, , 

wäre Ihnen dankbar, wenn Sie' die beilieg~nden Drucke an die Mitglie-

der des o.g.Ausschusses,weiterlei~en ließen. 

Mit freundlichen Grüß~n LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFAlEN 
17. WAHLPERIODE 

Datum:a.April2018 
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Fabian Schalt 
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fabian.schalt@mags.nrw.de 
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SalchsU!~lld ~!1:dl a~{t[lJjel~e iEntl:vvückh,llng@!J1J !im Gien1i19Pcnsa.men landlesgremillJlm 
nach § 90a SGB V 

~Vlit dem GKV-Versorgungsstrukturgesetz wurde den Ländern die I\liöglichkeit ge­

geben, ein gemeinsames Gremium auf landesebene zu sektorenübergreifenden 

Versorgungsfragen zu biiden (§ 90a 8GB V). Mitglieder Gremiums sind qua 

Gesetz neben dem Land Vertreterinnen und Vertreter der Kassenärztlichen Ver­

einigungen, der landesverbände der Krankeni<i3lssen sowie der Ersatzkassen, 

landeskrankenhausgesellschaft sowie Patientenvertreter und ~vertreterinnen. 

des Gemeinsamen Landesgremiums Handlungsempfehlungen zu 

sektorenübergreifenden Versorgungsfragen zu 1I.a. um so Impulse für 

den Abschluss von !·mnkreten Versorgungsverträgen zu setzen. 

Zum rechtlichen Hintergrund, zur Struktur des Gemeinsamen Landesgremiums nach 

§ 9081 SGB V (90a-Gremium) in Nordrhein-Westfalen und dessen Aktivitäten wurde 

zuletzt mit dem Bericht vom 29. August 2016 (Vor!age 16/4183) gegenüber dem Aus­

schuss ausführlicher Stellung genommen. Hierauf wird zunächst verwiesen. Mit 

diesem Bericht erfolgt eine aktualisiei1e Darstellung der Arbeit des 90s-Gremiums 

bzw. der von dem Gremium angestoßenen Projekte. 

!n 

des gOa-Gremiums, 

die 

!nSbe~;onClel'e folgende Themen irn Fokus 

die nachfolgend näher eingegangen wird: 

,"",-,"':"" Versorgung in und 
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Das in d.er Vorlage 16/41 dargestellte Modeilprojekt in Westfalen-Lippe wurde im 

Juli 20'14 zunächst in fünf Regionen gestartet: Bünde, Lippe, Mari, Münster und 

Unna. Mittlerweile sind fünf neue Regionen hinzugekommen: Siegerland, Steinfurt, 

Rhe1ne, Bielefeid und \Nitten. Über 7.300 Patientenlinnen sind insgesamt in den zehn 

Regionen eingeschrieben, neben den fünf Ärztenetzen liegt die Zahl der beigetre-

Alten-und Pflegeheime bei ca. ·120 und die der beteiligten Ärzte bei gut 310. 

\Neiterentwick!ung des Veiirags 

Die Kassenärztliche Vereinigung \Nestfalen-Lippe (KWVL) und die teilnehmenden 

Krankenkassen der fünf "Ursprungsregionen" entwickeln aktuell den Vertrag weiter; 

gerechnet wird mit einem Start zum 1. Juli 201 sind folgende Weiter-

entwicklungen geplant: 

ID Einsatz von ärztlichen Versorgelieams in Pflegeheimen (zwei - acht Ärzte pro 

Heim) oder einem Netzarzt (angestellt am Praxisnetz 1 zur ausschließlichen 

Versorgung von Pflegeheimbewohnern), 

@i V\/eiterentwicklung der elektronischen gemeinsamen Dokumentation, 

(ji) Einsatz einer Entlastenden Versorgungsassistentin "EVA" (angestellt am 

Praxisnetz zur ausschließlichen Versorgung von Pflegeheimbewohnern), 

I!I drei nichtanlassbezogene Heimbesuche pro Versicherten pro Quauial sowie 

VII zweistündige werktägliche telefonische Erreichbarkeit Versorgerteams 

für das Pflegeheim. 

Um künftig die Anstellung von 
~ ~ 

MAGS a111 die Schaffung 

"! P!"aDdSn b;~1I\f. P,rztel1efze silr,dI '.~"~"""·'A ZU~llI~1!lilleHl$chmsse \Ion V<lirtl"ag!si?i!~!:~en 'if9fi"Schiedel'lsr 
rachrichtllngriiln sowil$ f..!lsvlr.;1,1())t['®I'~liOGj,uter 
;ambu[anten riUld[z~iI1is!::he!flJ 1l""1·!~fliN]Uf'1I0L 

ilht'er """";,,,,"~',,,, .. ~ 

kooper<l\tiven,\f(ff;i)hna.&tI1a~1!ero 

nilll':'!'I"Oll!flrdnf",1!:!~!'l Ziel nst ~$, dD@ Ouamit llmd Effizienz: d®!f 
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\Neiterhin konnte für Region Bünde und Siegen mit AO!< NordWest der Ein-

satz der elektronischen (eiVi) Pflegeheimen als Ergänzungsvereinbarung zu 

o.g. Vertrag verhandelt vII'erden -Ilier erfolgt gerade das Rollout auf einige wenige 

Pflegeheime. Das Angebot gilt auch für die anderen Regionen. Die KWVL versucht 

derzeit, weitere Krankenkassen vom Einsatz der elVi zu überzeugen. 

Nordrhein wurde entsprechendes Modeilprojel<t bisher nur mit dem Praxisnetz 

Köln-Süd 131m 19. Februar 2016 gestartet, das ein Pflegeheim ärztlich betreut. 

eine Arbeitsgruppe aus den 

Mitgiiedsinstitutionen Gemeinsamen landesgremiums, we~terer Krankenkassen 

und der Ärztekammern seit 2016 mit der komplexEm Aufarbeitung der bestehenden 

Versorgungsprobieme und vorhandener positiver Behandiungsansätze befasst. 

Daraus resultiert u.a. das "Modellprojekt Geriatrie" in Westfalen-lippe. 

Modellprojekt Geriatrie" in den Regionen Bielefeld und lippe 

Das Versorgungskonzept, das in den Modellregionen Bielefeld und Lippe umgesetzt 

wird, sieht eine obligate und zwei ergänzende, 'fakultative Versorgungsebenen vor. 

Ob~igat ist eine Versorgung geriatrischer Patienten hausärzWchen 

in der muss zwingend 

Koordination notwendiger weiterer 

im über-

fvia.ßnahmenpian 
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ein zu 

Physiotherapie lI.a. hinzuzuziehen sind, 

Eine zweite, fal<ultativ hinzuziehbare Versorgungsebenewird in diesem Modell der 

Geriatrische Konsiliardienst sein. Dieser Konsiliardienst steht unter der leitung eines 

entsprechend geriatrisch qualifizierten Arztes, der vom Hausarzt hinzugezogen 

werden kann. Auch der geriatrische Konsiliardienstsoll die hausärztiichen Kollegen 

bei Bedarf unterstützen, weitere Versorgungsschritte definieren und - falls nötig -

sektorenübergreifende Maßnahmen einleiten, 

Als dritte Versorgungsebene kann in die stationäre Versorgung übe~wiesen "\Ierden, 

Die Patienten werden dann in einer geriatrischen !nstitutsambulanz, Tages­

klinik, einem geriatrischen Akutkrankenhaus in der stationären Rehabilitation 

weiter behandelt. 

Die !<V\Nl stellt hierfür Fördermittei zur Verfügung, so dass für die beiden Netze 

jeweils 300,000 eine Laufzeit von Monaten zur Verfügung Damit 

sollen der Einsatz' eines Fallmanagers und die Betreuung von rund 240 geriatrischen 

Patienten pro Region für ca. zweieinhalb Jahre gesichert werden. Die Modelle sind 

zum 1. November 2017 (lippe) bzw. 1. Januar 2018 (Bielefeld) gestartet 

\Nie ebenfalls im 90a-Gremium abgestimmt, fand eine Auftakt-Veranstaltung zur 

sektorenübergreifenden geriatrischen Versorgung durch die Ärztekammer Westfalen­

Lippe am 23, November 2017 in Münster statt, an der Minister Laumann teilge­

nommen hat Ferner el10lgte eine gemeinsame Veranstaltung der KVWl sowie der 

Netze am 1 Februar 20'18 in Detmoid, um das Konzept ,im Detail vorzustellen 

von den ersten Erfahrungen zu berichten. 

Nordrl1ein Modellprojekte vorn 

werden. 
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Die Krankenhausgesellschaft NRW (KGNW) wird Modellversuche initiieren, die 

ausgehend vom Krankenhaus., d.h.'von stationär behandelten Patienten/innen, 

insbesondere durch Geriatrie-Konferenzen und regionale Qualitätssicherungsmaß­

nahmen auf eine bessere sektoretiübergreifend~ Versorgung abzielen. Auf der 

Einzelfallebene soll vor allem im Rahmen des Entla~smanagements durch die 

Abstimmung mit dem ambulanten Bereich ein verbessertes Fall-Management 

erreicht werden. 

Auch in Nordrhein wird der Prozess in einer Auftaktveranstaltung organisiert durch 

die Ärztekammer Nordrhein am 21. April 2018 gestartet. 

Sukzessive sollen dann durch die beiden Ärztekammern in beiden Landesteilen 

regionale Dialoge zur sektorenübergreifenden geriatrischen Versorgung initiiert 

werden, um die Zusammenarbeit der geriatrischen Abteilungen in den Kliniken mit 

dem ambulanten Bereich zu verbessern. ' 

C) Ambulante Notfallversorgung 

Aktuelles Schwerpunktthema ist die ambulante Notfallversorgung (niedergelassene 

Ärzte - vertragsärztlicher Notdienst und Krankenhausambulanzen) unter dem Aspekt 

einer sektorenübergreifenden Versorgung. Dieses Thema wird derzeit bundesweit 

diskutiert. 

Die Arbeit im 90a-Gremium und der vom Gremium eingesetzten Arbeitsgruppen setzt 

an zwei Stellschrauben an: 

• der Steuerung der Patienten dir~kt beim telefonischen Erstkontakt (KV-Notruf = 

116 117 oder Rettungsdienst = 112) einerseits und 

• andererseits der Steuerung beim Aufsuchen eines Krankenhauses (Aufsuchen 

der dort eingerichteten Notdienstpraxis der KV oder alternativ der Notfallambulanz 

des Krankenhauses). 



Das große Problem ist die zuriehmemde Inanspruchnahme von Notdienstambulanzen 

der Kran!<enhäuser durch Patientenlinnen, die keiner stationären Behandlung 

bedürfen - und zwar sowohl außerha!ba!s auch-innerhalb der sprechstundenfreien 

der niedergelassenen sektorenübergreifende Verzahnung 

der Notfallversorgung von KV und Krankenhaus und die bessere Organisation der 

Patientenversorgung bei Beibehaltung der Versorgungsquaiität werden die zentralen 

Herausforderungen sein. Ebenso verzeichnet Rettungsdienst als Bindeglied 

zwischen ambu~anter und stationärer Versorgung stetig steigende Einsatzzahleri. 

Proiektvorhaben 1: Gemeinsame Leitstelle 

Ziel sind Pilotprojekte für eine gemeinsame Leitste!!e von KV-Notdienst und 

Rettungsdienst bzw. eine AbstimmUilg zwischen der leitstelle 

Rettungsdienstes und der KV-Arztrufzentraie. 

Pilotprojeld für gemeinsame im eigentlichen für Mitte 

2018 in den Kreisen lippe, Paderbom und Höxter geplant, die laufzeit drei Jahre 

betragen. Das Projekt soll wissenschaftlich begleitet und evaluiert werden. Bei der 

geplanten gemeinsamen leitstelle sollen die Anrufe der Bürgerinnen und Bürger 

beim ambu!anten KV-Notdienst unter 116 117 und beim Rettungsdienst unter 112 in 

der Rettungsleitstelle zusammenlaufen. Auch der Fahrdienst des KV-Notdienstes soll 

über die Rettungsleitsteile disponieli werden. So sollen die Anrufer von Anfang an 

aus einer Hand kompetent beraten und in die für ihre persönlichen gesundheitlichen 

Probleme geeignete Versorgung geleitet werden. Konkret soll die 116 117 auf die 

Leitstelle aufgescl1altet werden, ohne 112 zu blockieren. Mit einer derartigen 

gemeinsamen leitsteiie Kontakt 

und die 

aktuell in 
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Im gOa-Gremium wurde im Dezember 2017 vereinbart, den kommenden Jahren 

sukzessive Portalpraxen an allen geeigneten Krankenhausstandmten zu errichten. 

Die Umsetzung muss durch die KVen in Zusammenarbeit mit den Krani<enhäusem 

vor On: elfolgen. Dabei ist auch zu entscheiden, wo und wie viele Standorte 

wendig sind. 

in den Portalpraxen soll der KV-Notdienst mit der Krankenhausambulanz insoweit 

verzahnt werden, als ein gemeinsamer Eingangsbereich mit einem Ein-Tresen-

Model! entsteht. Die Pon:aipraxis so!! gemeinsam KV und Krani<enhaus betrieben 

werden. Dort soll bei Patienten, die diesen Notdienst aufsuchen, nach einem noch 

festzulegenden einheitlichen Triage-System durch geschulte, kompetente Fachkräfte 

zunächst der jeweilige Behandlungsbedsuf werden, 

Abhängig davon werden Patientinnen und patienten weitergeleitet: 

(WI entweder in Notaufnahme Krankenhauses, 

qjJj in eine räumlich angegliederte ambulante !\lotdienstpraxis oder 

@ an eine niedergelassene Arztpraxis außerha!b des Krankenhauses. 

Bei den bisherigen Gesprächen wurde festgestellt, dass es in l\lJordrhein-Westfalen 

schon sehr viele Notfailpraxen der KVen am oder im Krankenhaus gibt. T eBweise 

bestehen auch schon die räumlichen Voraussetzungen, um das Ziel eines Ein­

Tresen-Modells ohne Umbauten in die Praxis umzusetzen. Ziel ist bis 2022 

weitgehend Portalpraxen zu etablieren, 

Bund Länder gemeinsam prüfen, \lvelcI1e~' Handlungsbedarf 

in der Notfallversorgung zu 


